
 

 

 

Aufruf zur Antragstellung auf Förderung von stationären Weiterbildungsstellen für Fachärztinnen 

und Fachärzte der Inneren Medizin und Rheumatologie in Rheinland-Pfalz 

 

1. Ausgangslage und Förderziel 

Rheuma ist ein Überbegriff für mehr als 100 verschiedene Erkrankungen. Sie alle äußern sich in 

chronischen Schmerzen, können aber ganz unterschiedliche Körperteile betreffen. Über 2,5 Prozent 

der Bevölkerung haben dabei eine entzündlich-rheumatische Erkrankung, und noch viel mehr 

Menschen haben am Stütz- und Bewegungsapparat andere rheumatische chronische Beschwerden - 

unter ihnen nicht nur ältere Menschen, sondern auch etwa 20.000 Kinder und Jugendliche. Dabei gilt: 

Je eher Rheuma erkannt und behandelt wird, desto besser sind die Erfolgsaussichten. Auch aus diesem 

Grund erfordert die Versorgung von rheumatologisch erkrankten Patientinnen und Patienten eine 

qualifizierte diagnostische und therapeutische Behandlung durch Fachkräfte. Der demographische 

Wandel und die Zunahme an chronischen Erkrankungen erhöhen den Versorgungsbedarf und stellen 

die Fachkräftesicherung vor Herausforderungen. Trotz des steigenden Trends an Ärztinnen und Ärzten 

mit einer Fachqualifikation oder Schwerpunktbezeichnung in der internistischen Rheumatologie gibt 

es immer weniger fachlich besonders qualifizierten ärztlichen Nachwuchs. 

Um die rheumatologische Versorgung zu stärken, hat das Ministerium für Wissenschaft und 

Gesundheit Rheinland-Pfalz einen Aktionsplan zur Stärkung der rheumatologischen Versorgung in 

Rheinland-Pfalz entwickelt. In diesem ist unter anderem die Förderung von zusätzlichen stationären 

Weiterbildungsstellen in Krankenhäusern mit Weiterbildungsermächtigung, die im 

Landeskrankenhausplan ausgewiesen sind, verankert. Mehrheitlich bildet vor allem die stationäre 

Weiterbildungszeit in diesem Fachgebiet den Engpass im System, da der Großteil der 

rheumatologischen Versorgung ambulant stattfindet. Ziel ist es daher mehr ärztlichen Nachwuchs für 

die rheumatologische Versorgung auszubilden, sodass die Patientenversorgung langfristig gestärkt 

wird. 

2. Zielgruppe 

Plankrankenhäuser des Landes Rheinland-Pfalz mit Weiterbildungsermächtigung für die Weiterbildung 

zur Fachärztin bzw. zum Facharzt für Innere Medizin und Rheumatologie.  

3. Rechtsgrundlagen 

Das Land gewährt für die Durchführung Zuwendungen nach Maßgabe dieses Projektaufrufs und 

folgender Regelungen in der zum Zeitpunkt der Antragstellung jeweils gültigen Fassung:  

- §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) und den hierzu erlassenen Allgemeinen 

Verwaltungsvorschriften 



 

 

 

- Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung besteht nicht. 

4. Gegenstand der Förderung 

Gegenstand der Förderung ist der stationäre Teil der Weiterbildung zur Fachärztinnen und zu 

Fachärzten für Innere Medizin und Rheumatologie in Plankrankenhäusern des Landes Rheinland-Pfalz.  

Allerdings nur soweit es sich um eine zusätzliche Weiterbildungsstelle mit einem Vollzeitäquivalent 

(VZÄ) im Rahmen der stationären Weiterbildungszeit von Fachärztinnen und Fachärzten für Innere 

Medizin und Rheumatologie handelt. Die Weiterbildungszeit in Vollzeit liegt bei mindestens 36 

Monaten gemäß Weiterbildungsordnung 2022 (WBO 2022) der Landesärztekammer Rheinland-Pfalz 

(LÄK RLP), die in der stationären Patientenversorgung abgeleistet werden müssen. Es muss daher vom 

Zuwendungsempfänger bestätigt und dargelegt werden, dass es sich um eine zusätzliche 

Weiterbildungsstelle in der Fachabteilung Rheumatologie handelt. Die Weiterbildung kann auch in 

Teilzeit erfolgen. Die Förderung würde dann anteilig erfolgen. Es muss sich aber gleichwohl um eine 

zusätzliche Stelle handeln. 

5. Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger können grundsätzlich alle juristischen Personen des privaten und öffentlichen 

Rechts, sowie rechtsfähige Personengesellschaften sein, die einen Krankenhausstandort in Rheinland-

Pfalz betreiben.  

6. Art, Umfang und Höhe der Förderung 

Die Finanzierung erfolgt als Projektförderung. Förderfähig sind Brutto-Personalkosten der zusätzlichen 

Weiterbildungsstelle. Die maximale Fördersumme je Einrichtung liegt bei bis zu monatlich 5.800 Euro 

je Vollzeitäquivalent für die stationäre Weiterbildungszeit von 36 Monaten. Der Förderbetrag ist ein 

Zuschuss zum Bruttogehalt inklusive Arbeitgeberanteil der oder des Weiterzubildenden und muss als 

Anteil der Vergütung in voller Höhe an sie oder ihn weitergereicht bzw. als Arbeitgeberanteil abgeführt 

werden.  

Die Projektlaufzeit beginnt frühestens am 1. August 2026 und endet gemäß der WBO 2022 der LÄK 

RLP in der Regel nach 36 Monaten, bei einer Weiterbildung in Teilzeit verlängert sich die Laufzeit 

entsprechend.  

7. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

 

7.1 Zuwendungen dürfen nur für solche Projekte bewilligt werden, die noch nicht begonnen wurden. 

Eine rückwirkende Zuwendung ist ausgeschlossen.  



 

 

 

7.2 Zuwendungen sind nur dann zulässig, wenn durch die Förderung keine weiteren/anderen 

öffentlichen Mittel eingesetzt werden. (Ausschluss der Doppelförderung).  

7.3 Zuwendungen sind auf die in Ziffer 2 weiterbildungsermächtigten Plankrankenhäuser des Landes 

Rheinland-Pfalz beschränkt.  

7.4 Zuwendungen sind auf die zusätzlichen stationären Weiterbildungsstellen in der Weiterbildung zur 

Fachärztin bzw. zum Facharzt für Innere Medizin und Rheumatologie gemäß WBO 2022 der LÄK 

RLP beschränkt. 

7.5 Der Zuwendungsempfänger verpflichtet sich, dem Land entsprechende Informationen über die 

Projektförderung sowie öffentlichkeits- und presserelevante Ereignisse mitzuteilen. Auf die 

Förderung des Landes zu darüber hinaus hinzuweisen.  

 

8. Verfahren 

Der Antrag zur Projektförderung muss folgende Punkte enthalten:  

- Kurzvorstellung der stationären rheumatologischen Versorgung 

- Weiterbildungsermächtigung Innere Medizin und Rheumatologie, Notfallmedizin und 

Intensivmedizin  

- Bestätigung der Zusätzlichkeit der Weiterbildungsstelle (bitte zzgl. kurze zahlenbasierte 

Darstellung) 

- Förderzeitraum (maximal 36 Monate bzw. Darlegung der Durchführung der Weiterbildung in 

Teilzeit) 

- Fördersumme (maximal 208.800 Euro) 

- Benennung der projektverantwortlichen Person sowie deren Kontaktdaten 

- Kurze Darstellung der Sicherung der sonstigen Zuwendungsbestimmungen nach Ziffer 7 

 

Anträge sind vollständig bis einschließlich 19. Juli 2026 an folgende E-Mail-Adresse zu senden:  

Krankenhausplanung@mwg.rlp.de  

Nach diesem Zeitpunkt eingegangene Anträge werden nicht berücksichtigt. Der Eingang des Antrags 

wird per E-Mail bestätigt. 

Über die Förderwürdigkeit des Antrags entscheidet das Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit 

(MWG), Rheinland-Pfalz. Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht.  

Bewilligungsbehörde ist das MWG.  

Die Auszahlung der Landesmittel erfolgt gemäß Ziffer 3 ANBest-P im Anforderungsverfahren.  

Der Zuwendungsempfänger hat zu bestätigen, dass Ausgaben für den Zweck für die sie gewährt 

wurden, tatsächlich angefallen sind und die Einhaltung der sparsamen und wirtschaftlichen 

Mittelverwendung gewahrt wurde (Verwendungsnachweis). 

Soweit die Verwendungsbestätigung nicht erbracht wird, kann die Bewilligungsbehörde den 

Zuwendungsbescheid nach § 49 Abs. 3 VwVfG mit Wirkung für die Vergangenheit ganz oder teilweise 

widerrufen und die Zuwendung, auch wenn sie bereits verwendet worden ist, zurückfordern. 
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